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Es gibt viele Länder, die sehr gut, wenn nicht besser, ohne König auskommen. Und es gibt Thailand,
wo bereits der Hashtag #WhyDoWeNeedAKing als Majestätsbeleidigung gilt. Die Protestbewegung
der vergangenen Monate hat sich in dieser Frage zu einem Punkt zugespitzt, wie es in früheren
Jahren (etwa bei den Rothemden-Protesten) nicht denkbar war. In Bangkoks Schulen wird nach
Anordnung des Militärs jeden Morgen die Hymne des Königshauses gesungen. Aber die Monarchie
stellt in Thailand keine Folklore dar, sie ist aufs Engste verknüpft mit dem herrschenden politischen
und wirtschaftlichen System. Das Königshaus ist der größte Grundbesitzer im Land, hält
Unternehmensanteile mit Milliardenwert und unterstützte die beiden Militärputsche 2006 und 2014
gegen demokratisch gewählte Regierungen. Dieses Bollwerk der Reaktion ist nun ins Gerede
gekommen und zum Gegenstand von Massenprotesten geworden – drakonischen Strafvorschriften
zum Trotz, mit denen es sich gegen jede Kritik abschirmt.

Auslöser

Die aktuelle Protestwelle wurde ausgelöst durch die Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 23.
Februar, die bürgerlich-liberale „Future Forward Party“ (FFP; Partei Neue Zukunft) zu verbieten,
die bei den Parlamentswahlen 2019 die drittmeisten Stimmen erhalten hat, aber nicht an der
Regierung beteiligt wurde. Das Verbot wurde von dem Militär nahestehenden RichterInnen mit
einer angeblich rechtswidrigen Parteispende des Unternehmers und Parteigründers Thanathorn
Juangroongruangkit in Höhe von 191 Millionen Baht (ca. 5,3 Millionen Euro) begründet. Ähnliche
Vorwürfe wurden schon oft von Militär und Staatsapparat gegen oppositionelle oder missliebig
gewordene bürgerliche Parteien erhoben, die von Militär und Königshaus als Bedrohung ihrer
Privilegien wahrgenommen werden. Das Verbot der FFP zeigt auf, wie sehr sich die herrschende
Clique vor populären Oppositionskräften fürchtet – selbst wenn diese ein rein bürgerliches
Programm vertreten und auf Grundlage des derzeitigen undemokratischen, pseudodemokratischen
Systems auch kaum eine Aussicht auf die Regierungsmehrheit haben.

Die ersten Proteste wurden im Februar von StudentInnen der Thammasat-Universität in Bangkok
organisiert. Andere Universitäten und Schulen schlossen sich rasch an. Die Aktionen fanden jedoch
unter erheblich erschwerten Bedingungen zu Beginn der Pandemie statt und konnten nach
Verhängung eines strikten Lockdowns mit Schließung der Universitäten und Schulen nicht
aufrechterhalten werden.

Die Proteste flammten im Juli jedoch wieder auf, mit den größten Demonstrationen seit dem Putsch
von 2014. Sie fanden an symbolträchtigen Orten und an bekannten Universitäten statt, aber sie
beschränken sich nicht auf die Hauptstadt, sondern breiteten sich auf mindestens 20 Regionen des
Landes aus. In ihnen drückt sich eine Wut aus über diktatorische Maßnahmen gegen die
Meinungsfreiheit und andere bürgerliche Freiheiten, wie sie die Junta seit 2014 nicht nur gegen
„Rothemden“, sondern gegen alle anwendet, die den Umbau des Landes unter der Herrschaft des
Militärs offen kritisieren. Einer von vielen solchen Fällen stellt der eines Mannes aus Khon Kaen dar,
der ein T-Shirt mit folgendem Aufdruck trug: „Ich habe den Glauben in die Monarchie verloren“. Er
bekam ungebetenen Besuch von der Polizei, und als er sich weigerte, das T-Shirt abzulegen, wurde
er am 9. Juli in Khon Kaen zwangsweise in ein psychiatrisches Krankenhaus eingewiesen. Die
Student Union of Thailand initiierte Proteste und einen Aufruf, dem sich viele andere anschlossen.
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Forderungen

DemonstrantInnen forderten die Auflösung des 2019 neu zusammengesetzten Parlaments, ein Ende
von Schikanen gegen RegierungsgegnerInnen und eine neue Verfassung, um die unter der
Militärjunta 2016 ausgearbeitete zu ersetzen. Doch die Bewegung wirft mehr auf als nur bestimmte
bürgerlich-demokratische Grundrechte. SchülerInnen protestieren an ihren Schulen gegen
körperliche Züchtigung und Demütigungen durch ihre LehrerInnen, StudentInnen an den
Universitäten gegen die geltenden Haarschnitt- und Kleidungsvorschriften. LGBTIAQ-AktivistInnen
fordern die Gleichstellung homosexueller PartnerInnenschaften, die Überarbeitung von Lehrbüchern
und die Anerkennung ihrer sexuellen Identität in den Schulen und in der Öffentlichkeit. Frauen
fordern die Legalisierung der Abtreibung. Alle diese Themen waren bislang tabuisiert. Sie in Frage
zu stellen, dazu gab es unter der Herrschaft des Militärs keinen Zentimeter Raum. Diesen hat sich
die Bewegung genommen, und so scheint auch die Unantastbarkeit der Monarchie mittlerweile nicht
mehr als etwas „Heiliges“. Dabei haben die DemonstrantInnen die Beseitigung der Monarchie
ursprünglich gar nicht offen auf die Tagesordnung gesetzt. Es war zu einem guten Teil die Reaktion
der Regierung, die sie in diese Richtung gedrängt hat, indem sie die AktivistInnen, die sich für
beschränkte demokratische Reformen ausgesprochen haben, pauschal beschuldigte, GegnerInnen
der Monarchie zu sein.

Reaktion

Die Regierung antwortet mit Repression, aber auch mit Angeboten an die parlamentarischen Kräfte
in der Opposition, sich an Konsultationen mit der Regierung um mögliche Reformen zu beteiligen.
Am 15. Oktober wurde der Ausnahmezustand verhängt und alle Versammlungen mit mehr als 5
Personen waren untersagt, was Erinnerungen an den Putsch von 2014 weckte. Viele bekannte
AnführerInnen der Bewegung wurden verhaftet. Am folgenden Tag wurde an der Pathumwan-
Kreuzung in der Nähe des zentralen Siam-Platzes in Bangkok eine friedliche Demonstration von
2.000 DemonstrantInnen mit Wasserwerfern aufgelöst, wobei Reizstoffe und blaue Farbe zum
Einsatz kamen, wie Videos belegen. Die Protestbewegung reagierte mit unangekündigten
dezentralen Demonstrationen, um die Repression der Bullen zu erschweren.

Trotz Ausnahmezustand und Stilllegung der Metro gingen am 17. Oktober insgesamt 23.000
Menschen auf die Straße. Die Repression hatte ihren Zweck verfehlt und nur die Liste der
Forderungen verlängert, die gegen die Regierung gerichtet wurden. So forderten sie als Reaktion
auf den Ausnahmezustand den sofortigen Rücktritt von Premierminister Prayut Chan-o-cha. Die
Demonstrationen hielten an, und nach wenigen Tagen musste Prayut den Ausnahmezustand
aufheben. Das zeigt zwar, dass die Regierung in der Defensive ist und planlos agiert. Aber eine
Entscheidung ist noch nicht gefallen, und die Regierung hat zumindest auch noch Reserven in der
Schublade, so die Mobilisierung von rechten, royalistischen Kräften, die für die alte „Ordnung“
eintreten, Chaos stiften und das Militär zum Eingreifen auffordern – zur „Rettung von Monarchie
und Ordnung“.

Am 17. November kam es zu neuerlichen Zusammenstößen zwischen Protestbewegung und Polizei
vor dem Parlament in Bangkok anlässlich einer Debatte um die Verfassung. Auf der Tagesordnung
stand der Vorschlag, hinkünftig die Mehrheit des Senats, also der zweiten Kammer, vom Volk
wählen zu lassen und nicht mehr vom Militär zu ernennen. Im Abgeordnetenhaus verfügen die dem
Militär und der Monarchie nahestehenden Parteien aufgrund des undemokratischen Wahlrechts
freilich über eine klare Mehrheit, so dass die Chancen auf eine legale Reform praktisch null sind.
Kein Wunder also, dass es zu Protesten kam und DemonstrantInnen versuchten, vor das Parlament
zu gelangen, das mit Stacheldraht, Barrikaden und Wasserwerfern geschützt wurde. Mindestens 40
Demonstrierende wurden dabei verletzt. 5 erlitten laut Aussagen von Menschenrechtsorganisationen



Schusswunden. Am Rande der Aktionen kam es auch zu Auseinandersetzung mit AnhängerInnen der
Monarchie, die jede Verfassungsänderung ablehnen.

Die letzten Monate verdeutlichen einerseits das Durchhaltevermögen der Protestbewegung und ihre
Popularität, andererseits schafft sie bisher auch nicht, die Konfrontation weiterzutreiben. Dies ist
aber notwendig, soll sie nicht wie frühere Bewegungen enden. Bevor wir uns mit der Perspektive der
Opposition beschäftigen, müssen wir uns zuerst aber vor Augen halten, gegen welches System sie
antritt und wie dieses mit dem Kapitalismus im Land verbunden ist.

Regierung, Militär, Monarchie, Kapital

Premierminister Prayut Chan-o-cha regiert Thailand seit dem letzten Putsch im Mai 2014. Seitdem
hat die Militärjunta daran gearbeitet, eine bürgerlich-demokratische Fassade aufzubauen, die die
Macht des Regimes nicht zu berühren imstande ist. Die ersten 5 Jahre nutzte Prayut als Kopf der
Militärjunta u. a., um die Wahlen im März 2019 so „vorzubereiten“, dass er wieder eine Regierung
bilden kann, ohne auch nur annähernd über eine demokratische Mehrheit zu verfügen, die aus
allgemeinen, geheimen und gleichen Wahlen hervorgegangen wäre. Nach der 2016 in Kraft
getretenen Verfassung wird das gesamte Oberhaus des Parlaments vom Militär ernannt, während
zuvor zumindest die Hälfte der Sitze in Wahlen bestimmt wurden. Das heißt, die Streitkräfte können
jeden Beschluss des Unterhauses blockieren.

Thailands herrschende Klasse ist in sich zerstritten und unfähig, ihre Interessen in einer
„demokratischen“ Form zum Ausdruck zu bringen. Ein wichtiger Teil unterhält enge Verbindungen
mit der Staatsbürokratie und dem Militär, einschließlich des staatlichen und vom Militär
kontrollierten industriellen Sektors. Andere Teile haben sich wiederholt vom staatlich-militärischen
Apparat distanziert und bei den Massenprotesten von 2009 und 2013/2014 gegen die Regierung
gestellt. Der herrschende militärisch-monarchistische Block dagegen hat selbst außerhalb des
Staatsapparates und eines gewissen Klientelismus keine soziale starke Basis. Die mit ihm
verbundenen Parteien fürchten selbst „normale“, also nicht von Militär und Monarchie kontrollierte
und eingehegte bürgerliche Verhältnisse.

Den städtischen und ländlichen Massen vermögen sie kein glaubwürdiges Programm zu
präsentieren, das diese einbindet und ihre soziale Krise aufgreift. Daher ist das Militär darauf
angewiesen, das Königshaus in Anspruch zu nehmen, um seinen Machtanspruch zu legitimieren. So
hängt die Regierung von der Unterstützung des Militärs und der Staatsbürokratie ab. Das Militär
sieht seine Macht mit dem Weiterbestehen der Monarchie verknüpft und es scheint unmöglich, das
eine ohne das andere haben zu wollen. Ein Bestandteil der politischen Krise ist also die Unfähigkeit
der herrschenden Klasse, ihre politische Herrschaft so zu gestalten, dass ihre verschiedenen Flügel
ebenso wie die Massen demokratisch integriert werden. Während sich in der bürgerlichen
Demokratie der „demokratische Wille“ wie von selbst scheinbar über die Klassen erhebt, bleibt die
herrschende Fraktion der thailändischen Bourgeoisie an eine vormoderne Monarchie im Bündnis mit
der Militärbürokratie gebunden, und damit an ganz rustikale polizeistaatliche Methoden, dem Volk
seine Herrschaft zu „vermitteln“.

Einen zweiten Bestandteil der Krise bildet eine soziale Verwerfung, die in den Städten wie auf dem
Land Millionen in Armut gestürzt hat. Thailands Regierung lässt sich für ihr erfolgreiches
Management der Pandemie feiern, aber dieser „Erfolg“ lastet hart auf den Schultern der
Bevölkerung. Obwohl die Regierung umfassende Lohnersatzleistungen gewährt hat, zeigen
Umfragen, dass die Hälfte der Haushalte massive Einkommensverluste erleiden mussten und eine
Mehrheit der informell beschäftigten ArbeiterInnen keine Unterstützung erhält. Der Tourismus ist
auf null geschrumpft und das Bruttoinlandsprodukt wird 2020 um 8 % zurückgehen.



Massenbewegung und bürgerliche Führung

Als StudentInnen der Thammasat-Universität am 10. August ihr 10-Punkte-Programm verlasen, war
dies zweifellos ein sehr mutiger, und für viele auch ein radikaler Schritt. Sie forderten die
Abschaffung des Strafrechtsparagraphen, der Majestätsbeleidigung sanktioniert; außerdem
Offenlegung und Kontrolle der Finanzen des Königshauses, die Auflösung diverser
Staatsinstitutionen der Monarchie und ihre „Entpolitisierung“, also deren Trennung vom Militär und
seinen Parteien.

All das geht in die richtige Richtung, aber jeder dieser Schritte stößt auf starken Widerstand von
Staat und Militär. Die entscheidende Frage ist, wie dieser überwunden werden kann. Dadurch, dass
grundlegendste demokratische Forderungen in diesem Land sehr radikal wirken, können auch
bürgerliche Parteien, die vom Militär unterdrückt oder weggeputscht werden, in
Massenbewegungen eine populäre Rolle einnehmen. Aber der Konflikt etwa zwischen den
Shinawatras oder Thanathorn Juangroongruangkit und dem Militär ist nur ein relativer, nicht einer
von unterschiedlichen Klasseninteressen. Beide – der ehemalige, weggeputsche Ministerpräsident
Shinawatra wie auch der liberale Oppositionspolitiker Thanathorn Juangroongruangkit – stammen
direkt aus den Kreisen des thailändischen Großkapitals. Thanathorn hat nicht die Massen
mobilisiert, die jetzt auf der Straße sind, und er verfügt auch über keine Strategie, wie die
Bewegung die Macht des Militärs brechen kann. Er warnt vielmehr vor einer Zuspitzung und vor
einer offenen Konfrontation mit dem herrschenden Regime. Er appelliert an die Verantwortlichen,
auf die Bewegung zuzugehen. Das ist keine Perspektive, mit der die Bewegung vorankommt, mit der
sie auch nur ihre demokratischen Forderungen konsequent durchsetzen kann. Kurz gesagt, die
Bourgeoisie ist keine revolutionäre Klasse, und ihre politischen Parteien können diese Krise nicht
lösen. Sie wollen allenfalls eine Neuverteilung der Macht und der Pfründe im Staatsapparat
innerhalb der KapitalistInnenklasse.

Die Bewegung braucht hingegen ein Programm, mit dem sie die Macht des Militärs herausfordern
kann, indem sie die Proteste der StudentInnen und der städtischen Jugend mit der
ArbeiterInnenklasse und den ländlichen Massen vereint und sie in Aktionskomitees und -räten
organisiert. Sie sollte für eine verfassunggebende Versammlung kämpfen, die nicht durch den
bürgerlichen Staat, sondern durch Komitees der Massen vorbereitet und kontrolliert wird. Um der
Gefahr eines Putsches entgegenzuwirken, sollte die ArbeiterInnenbewegung unter den SoldatInnen
für ihre Ziele werben und sie auffordern, im Falle des Falles mit der militärischen Führung zu
brechen. Falls es zum Putsch kommt, sollte ein unbefristeter Generalstreik ausgerufen werden.
Diese Maßnahmen müssen jetzt vorbereitet werden – und dafür ist es notwendig, dass SozialistInnen
um die Führung der Bewegung kämpfen, um zu verhindern, dass sie von ihren bürgerlichen
FührerInnen in einem Deal mit dem staatlich-militärischen Establishment geopfert wird. Das
erfordert aber zugleich selbst eine politische Kraft, eine ArbeiterInnenpartei, gestützt auf ein
revolutionäres Programm aufzubauen, dass den Kampf um demokratische Rechte, den Sturz der
Monarchie mit dem für die sozialistische Revolution verbindet.


